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2230-1-1-K 

Gesetz 
zur Änderung des Bayerischen Gesetzes 

über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 

§1 

Vom 22. Mai 1984 

Der Landtag des Freistaates'Bayern hat das folgen­
de Gesetz beschlossen, das ,nach Anhörung des Senats 
hiermit bekanntgemacht wird: 

§2 

Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) vom 10. September 1982 
(GVBI S. 743, BayRS 2230-1-1-K) wird wie folgt geän­
dert: 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1984 in Kraft. 

München, den 22. Mai 1984 

In Art. 11 Abs. 2 wird nach dem Wort ,,Agrarwirt­
schaft" der Punkt durch ein Komma ersetzt und fol­
gende Nummer 5 angefügt: 

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

Dr. Kar! HilI e r m eie r 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
und Staatsminister des Innern ,,5. Musik." 
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7824-1-E 

Gesetz 
zur Änderung des Bayerischen 

Tierzuchtgesetzes 
Vom 22. Mai 1984 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen­
de Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
hiermit bekanntgemacht wird: 

§1 
Das Bayerische Tierzuchtgesetz (BayTierZG) vom 

5. August 1977 (GVBl S. 403, BayRS 7824-1-E), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 7. September 1982 (GVBl 
S. 722), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 7 wird aufgehoben. 

2. Dem Art. 8 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

.. (3) Der Tierhalter hat anläßlich der allgemeinen 
Viehzählung auch anzugeben, ob er mit seinem Tier­
bestand der künstlichen Besamung angeschlossen 
ist." 

3. Art. 12 Abs. 1 Nr. 2 wird aufgehoben. 

§2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1984 in Kraft. 

München, den 22. Mai 1984 

787-1-E 

Gesetz 

Der Bayerische MinisterprAsident 

In Vertretung 

Dr.Karl Hillermeier 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
und Staatsminister des Innern, 

zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung der 

bayerischen Landwirtschaft 

sche Assistenten können für jeden Studierenden, der 
außerhalb des Gebiets des Trägers seinen Wohnsitz 
hat (Gastschüler), vom Landkreis oder der kreisfreien 
Stadt des Wohnsitzes des Gastschülers einen Beitrag 
(Gastschülerbeitrag) verlangen. 2Für Gastschüler mit 
Wohnsitz in einem anderen Bundesland richtet sich 
der Anspruch gegen den Freistaat Bayern. 3Der Gast­
schülerbeitrag pro Gastschüler und Schuljahr darf den 
Betrag nicht überschreiten, der sich ergibt, wenn der 
laufende Schulaufwand durch die Gesamtzahl der Stu­
dierenden geteilt wird. 4Die staatlichen Leistungen 
nach Absatz 2 sind vorweg abzuziehen. 5Maßgebend 
ist die Zahl der Studierenden jeweils eine Woche nach 
Schulbeginn. 8Die beteiligten kommunalen Körper­
schaften können eine abweichende Regelung verein­
baren." 

Vom 22. Mai 1984 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen­
de Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
hiermit bekanntgemacht wird: 

§1 

Das Gesetz zur Förderung der bayerischen Land­
wirtschaft (LwFöG) vom 8. August 1974 (GVBI S. 395, 
BayRS 781-1-E), zuletzt geändert durch § 23 des Geset­
zes vom 10. August 1982 (GVBl S. 682), wird wie folgt 
geändert: 
Dem Art. 19 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

.. (4) lKommunale Träger des Schulaufwands. tür 
land- und forstwirtschaftliche Fachschulen sowie für 
die Ausbildungsstätte für landwirtschaftlich-techni-

§2 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1984 in Kraft. 

München, den 22. Mai 1984 

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

Dr. Karl H i 11 e r m eie r 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
und Staatsminister des Innern 
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605-14- F 

y~erzehnte Verordnung 
zur Anderung der Verordnung 

über die Auf teilung des Gemeindeanteils 
an der Einkommensteuer und die 

Abführung der Gewerbesteuerumlage 
Vom 22. Mai 1984 

§2 

207 

Auf Grund des § 2 des Gemeindefinanzreformgeset­
zes vom 8. September 1969 (BGBI I S. 1587), zuletzt ge­
ändert durch Gesetz vom 20. Dezember ·1982 (BGBI I 
S. 1857), erläßt die Bayerische Staatsregierung folgen­
de Verordnung: 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1984 in Kraft. 

§1 
München, den 22. Mai 1984 

Die Anlage zu § 1 der Verordnung über die Auftei­
lung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer 
und die Abführung der Gewerbesteuerumlage vom 
11. März 1970 (GVBI S. 21, BayRS 60~14-F), zuletzt ge­
ändert durch Verordnung vom 31. Mai 1983 (GVBI 
S. 259), wird nach Maßgabe der dieser Verordnung als 
Bestandteil beigefügten Anlage geändert. 

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

Dr. Karl Hillermeier 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
und Staatsminister des Innern 

Geänderte Schlüsselzahlen 
für die Auf teilung des Gemeindeanteils 

an der Einkommensteuer für 1984 
- Gebietsstand 1. Januar 1984-

I. Gemeinden, bei denen die Schlüsselzahl wegen Änderung im Bestand oder Gebiet zu 
berichtigen ist: 

Gebiet 
Gemeindenummer 

Oberbayern 

Landkreis Dachau 
174136 

Landkreis.Freising 
178123 

Niederbayern 

Landkreis Landshut 
274135 
274145 
274184 

Landkreis Passau 
275126 
275150 

Landkreis Rottal-Inn 
277116 
277151 

Gemeindename 

Petershausen 

Fahrenzhausen 

Gerzen 
Kröning 
Vilsbiburg 

Hauzenberg 
Thyrnau 

Eggenfelden 
Unterdietfurt 

Schlüsselzahl zum 
1. Januar 1984 

0,0003109 

0,0002637 

0,0001155 
0,0000892 
0,0007612 

0,0006721 
0,0001937 

0,0009212 
0,0000952 
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Gebiet 
Gemeindenummer 

Landkreis Straubing-Bogen 
278140 
278192 

Oberpfalz 

Landkreis Regensburg 
375119 
375130 

Landkreis Tirschenreuth 
377143 
377148 
377157 

Oberfranken 

Landkreis Forchheim 
474124 
474129 

Mittelfranken 

Landkreis 
Neustadta. d.Aisch­
Bad Windsheim 
575165 

Unterfranken 

Landkreis Kitzingen 
675139 

Schwaben 

Landkreis Augsburg 
772159 
772223 

Gemeindename 

Irlbach 
Straßkirchen 

Bernhardswald 
Donaustauf 

Neusorg 
Pullenreuth 
Waldershof 

Egloffstein 
Gößweinstein 

Sugenheim 

Iphofen 

Horgau 
Zusmarshausen 

11. Gemeinden, bei denen sich der Gemeindename geändert hat: 

Gebiet 
Gemeindenummer 

Oberbayern 

Landkreis PlaHenhofen a. d. 11m 
186137 

Oberpfalz 

Landkreis Amberg-Sulzbach 
371140 

Landkreis Cham 
372167 

Gemeindename 
bisher jetzt 

Manching Manching, M. 

Neidstein Etzelwang 

Unterzell Zell 

Schlüsselzahl zum 
1. Januar 1984 

0,0000811 
0,0001933 

0,0002252 
0,0002961 

0,0001599 
0,0001027 
0,0003487 

0,0000999 
0,0001870 

0,0001206 

0,0002583 

0,0001443 
0,0003577 
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200-93':'U 

Verordnung 
über die Bayerische Landesanstalt für Wasserforschung 

Vom 17. April 1984 

Auf Grund des § 1 Abs. 1 und 3 der Verordnung über 
die Einrichtung der staatlichen Behörden vom 31. 
März 1954 (BayBS I S. 37, BayRS 200-1-S) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen im Einvernehmen mit dem Bayeri­
schen Staatsministerium des Innern folgende Verord­
nung: 

§1 
Rechtsstellung, Sitz 

1 Die LandesanstaIt für Wasserforschung ist eine 
dem Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen unmittelbar nachgeordnete Behörde. 
2Sie hat ihren Sitz in München mit Außen stellen in 
München-Großlappen und in Wielenbach. 

§2 

Arbeitsgebiet 

Das Arbeitsgebiet ist die praxisbezogene Grundla­
genforschung zu Fragen der Gewässerökologie und 
der Reinhaltung des Wassers, insbesondere in den Be­
reichen 
1. Hydrobiologie einschließlich Mikrobiologie und 

Toxikologie, 

2. Chemie des Wassers und Abwassers, 

3. Abwasserreinigung und Abwasserhygiene, 

4. Fischereibiologie einschließlich Fischpathologie, 
unbeschadet des Arbeitsgebiets der Landesanstalt 
für Fischerei, 

5. Limnologie, . 

6. Radiologie. 

§3 

Aufgaben 

(1) Im Rahmen des § 2 obliegen der Landesanstalt 
für Wasserforschung 

1. die Erforschung der Zusammenhänge zwischen 
Wassergüte und Leben im Wasser unter besonderer 
Berücksichtigung des Natur- und Artenschutzes, 

2. die Erforschung und Bewertung von Umwelteinwir­
kungen, insbesondere von Schadstoffen, auf die Ge­
wässer und den Lebensraum Wasser, 

3. die Erarbeitung wissenschaftlicher Grundlagen für 
die vorausschauende Feststellung von Schädigun­
gen und Gefahren für die Natur und das Wasser, 

4. die Mitwirkung bei der Entwicklung von Zielvorstel­
lungen des Gewässerschutzes, 

5. die Erarbeitung wissenschaftlicher Grundlagen für 
die Normsetzung und den Vollzug auf den Gebieten 
des Naturschutzes, des Gewässerschutzes und der 
Abwasserreinigung, 

6. die Veröffentlichung wissenschaftlicher Ergebnisse. 

(2) Die Landesanstalt für Wasserforschung kann 
auch für Behörden, Organisationen, Unternehmen und 
Privatpersonen wissenschaftlich und beratend tätig 
werden. 

§4 

Mitwirkung beim Vollzug von Gesetzen 

Die Landesanstalt für Wasserforschung wirkt auf 
Anforderung der zuständigen Verwaltungsbehörde 
mit beim Vollzug des 

1. Naturschutzrechts für den Ökosystembereich Was­
ser, 

2. Atomrechts 

a) als Sachverständige in Fragen der Ableitung ra­
dioaktiver Abwässer in atomrechtlichen Geneh­
migungsverfahren sowie 

b) bei der Überwachung der Radioaktivität der Ge­
wässer und von Abwassereinleitungen im Rah­
men der staatlichen Aufsicht, 

3. Chemikalienrechts, insbesondere bei der Erfassung 
und Bewertung der Wirksamkeit chemischer Stoffe 
im Wasser, 

4. Wasch- und Reinigungsmittelrechts, insbesondere 
bei der Bewertung von Waschmittelinhaltsstoffen 
im Abwasser und Wasser und bei der Erstellung und 
.Fortschreibung von Probenahmeplänen für die 
Überwachung von Wasch- und Reinigungsmitteln, 

5. Wasserrechts, insbesondere 

a) durch Beiträge für die wasserwirtschaftliehe 
Rahmenplanung, 

b) durch amtliche Untersuchungen von Abwässern, 

c) durch Unterstützung der Gewässeraufsicht, ins­
besondere bei Fischkrankheiten oder Fischschä­
digungen, wenn diese auf Einleitungen oder Ein­
wirkungen von Stoffen auf ein Gewässer zurück­
gehen können, 

d) als weitere Sachverständige in Wasserrechtsver­
fahren für fischereiliche Fragen, 

e) bei der Erarbeitung von Grundlagen für den Erlaß 
und die Fortschreibung von Mindestanforderun­
gen an das Einleiten von Abwasser, 

f) in Wasserrechtsverfahren, wenn zur Ermittlung 
des Sachverhalts neue Ergebnisse der praxisbezo­
genen Grundlagenforschung erforderlich sind, 

g) als weitere Sachverständige in Strahlenschutz­
fragen. 

§5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1984 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Bayeri­
sche Landesanstalt für Wasserforschung vom 14. Ja­
nuar 1977 (GVBI S. 54, BayRS 200-93-U) außer Kraft. 

München, den 17. April 1984 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Alfred Die k , Staatsminister 
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2038-3-5-7-F 

Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den mittleren nichttechnischen 

Staatsfinanzdienst 
(ZAPO/mStF) 

Vom 18. April 1984 

Auf Grund von Art. 13 Abs. 1 Satz 2, Art. 19 Abs. 2 
und Art. 115 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen 
Beamtengesetzes (BayBG) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium der Finanzen im Einvernehmen 
mit dem Landespersonalausschuß folgende Verord­
nung: 
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Erster Teil 

Allgemeines 

§1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung gilt für die Laufbahn des mittleren nichttech­
nischen Staatsfinanzdienstes in Bayern. 

(2) Soweit diese Verordnung keine Regelungen ent­
hält, gelten die Vorschriften der Laufbahnverordnung 
(LbV) und der Allgemeinen Prüfungsordnung (APO) in 
ihrer jeweiligen Fassung. 

(3) Die Laufbahnbewerber einschließlich der zum 
Aufstieg zugelassenen Beamten des einfachen Dien­
stes werden gemeinsam ausgebildet und geprüft, so­
weit in den folgenden Vorschriften nichts anderes be­
stimmt ist. 

§2 

Art und Dauer der Ausbildung 

(1) Der zweijährige Vorbereitungsdienst umfaßt 

1. eine berufspraktische Ausbildung (Ausbildung am 
Arbeitsplatz und dienstbegleitende Lehrveranstal­
tungen) von insgesamt achtzehn Monaten und 

2. eine fachtheoretische Ausbildung von insgesamt 
sechs Monaten, die in zwei Teilabschnitte aufgeteilt 
wird. Der erste Teilabschnitt soll möglichst bald 
nach Beginn des Vorbereitungsdienstes durchge­
führt werden, der zweite soll vier Monate dauern 
und der Anstellungsprüfung unmittelbar vorausge­
hen. 

(2) lAuf Antrag können Zeiten eines förderlichen 
Studiums an einer Fachhochschule oder einer wissen­
schaftlichen Hochschule bis zu einem Jahr auf den 
Vorbereitungsdienst angerechnet werden. 2Die An­
rechnung erfolgt auf den ersten Abschnitt der fach­
theoretischen Ausbildung und auf die berufsprakti­
sche Ausbildung. 

(3) I Die fachtheoretische Ausbildung findet an der 
Landesfinanzschule Bayern statt. 2Die berufsprakti­
sche Ausbildung wird bei Ausbildungsbehörden der 
Finanzverwaltung durchgeführt. 

§3 

Zulassung zum Vorbereitungsdienst 

lAbweichend von § 30 Abs. 1 Nr.1 LbV kann in den 
Vorbereitungsdienst nur eingestellt werden, wer zum 
Einstellungszeitpunkt das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. 2Diese Höchstaltersgrenze darf um die 
Zeit des Grundwehr- beziehungsweise Zivildienstes 
und der Wehrübungen, längstens jedoch um zwei Jah­
re, überschritten werden. 3§ 17 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 
LbV bleiben unberührt. 

§4 

Einstellungsbehörden 

Einstellungsbehörden sind 

die Bezirksfinanzdirektion Ansbach, 
zugleich für die Bezirksfinanzd.~rektionen Regens­
burg und Würzburg sowie die Amter für Verteidi­
gungslasten Nürnberg und Würzburg, 

die Bezirksfinanzdirektion München, 
zugleich für die Bezirksfinanzdirektionen Augs­
burg und Landshut, für die Bayerische Staats­
schuldenverwaltung, das Bayerische Landesent­
schädigungsamt, die Bayerische Verwaltung der 
staatlichen Schlösser, Gärten und Seen sowie das 
Amt für Verteidigungslasten München. 

§5 

Dienstbezeichnung 

Der zur Ableistung des Vorbereitungsdienstes in das 
Beamtenverhältnis auf Widerruf berufene Bewerber 
führt die Dienstbezeichnung "Regierungsassistentan­
wärter(in)". 

§6 

Verlängerung des Vorbereitungsdienstes 

IDer Vorbereitungsdienst kann im Einzelfall bis zu 
einem Jahr verlängert werden, wenn der Beamte aus 
von ihm nicht zu vertretenden Gründen 

1. das Ziel eines Ausbildungsabschnitts nicht erreicht 
hat oder voraussichtlich nicht erreichen wird, insbe­
sondere weil er 

a) einen Abschnitt der fachtheoretischen Ausbil­
dung länger als insgesamt drei Wochen unterbro­
chen hat oder 

b) einen berufspraktischen Ausbildungsabschnitt 
länger als insgesamt zwei Monate unterbrochen 
hat oder 

2. nicht zur Anstellungsprüfung zugelassen wird oder 

3. eine Prüfung gemäß § 33 Abs. 1 APO nachzuholen 
hat. 

2Bei einer Unterbrechung wird der Vorbereitungs~ 
dienst nicht verlängert, wenn der Beamte das Ver­
säumte nachholen kann oder hinreichend ausgebildet 
erscheint. 

Zweiter Teil 

Ausbildung 

Abschnitt I 

Gemeinsame Vorschriften 

§7 

Leitung der Ausbildung 

(1) IDie Einstellungsbehörde ist zugleich Ausbil­
dungsleitstelle für ihren Bereich und lenkt die Ge­
samtausbildung. 2Sie ist für die Durchführung der be­
rufspraktischen Ausbildung bei den zu ihrem Bereich 
gehörenden Bezirksfinanzdirektionen und anderen 
Behörden der Finanzverwaltung verantwortlich und 
stimmt die Gesamtausbildung mit der Landesfinanz­
schule Bayern ab. 3Sie weist die Beamten der Landes­
finanzschule Bayern und den Ausbildungsbehörden 
für die einzelnen Ausbildungsabschnitte zu. 4Sie kann 
den Besuch zusätzlicher Lehrgänge oder Veranstal­
tungen, die der Ausbildung dienen, anordnen. 
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(2) Für die fachtheoretische Ausbildung ist die Lan­
desfinanzschule Bayern verantwortlich. 

§8 

Pflichten des Anwärters 

1 Der Studierende ist zu sorgfältigem und gewissen­
haftem Studium verpflichtet. 2Er hat insbesondere an 
den Unterrichtsveranstaltungen teilzunehmen, die 
ihm zur Ausbildung aufgetragenen Aufgaben zu erfül­
len und die für Ausbildung und Prüfung erforderlichen 
Hilfsmittel selbst zu beschaffen. 

§9 

Dienstvorgesetzte 

Der Leiter der Ausbildungsbehörde und für die Zeit 
der fachtheoretischen Ausbildung auch der Leiter der 
Landesfinanzschule Bayern sind Dienstvorgesetzte 
der Beamten im Sinn der Bayerischen Disziplinarord­
nung. 

Abschnitt 11 

Fachtheoretische Ausbildung 

§ 10 

Inhalt der fachtheoretischen Ausbildung 

(1) Die fachtheoretische Ausbildung umfaßt folgen­
de Fächer: 

1. Aufbau, Aufgaben und Organisation der Verwal-
tung; Allgemeine Dienstordnung - ADO-

2. Beamtenrecht- BR-

3. Besoldungsrecht - BsR-

4. Automatisierte Datenverarbeitung in der Staats-
finanzverwaltung - ADV -

5. Haushaltsrecht- HR-

6. Kassenwesen - Kw-

7. Rechnungswesen - Rw-

8. Lohnpfändungsrecht - LPf-

9. Lohnsteuerabzug - LSt-

10. Rechtskunde - R-

11. Staatskunde, politische Bildung - StK-

12. Tarifrecht - T-

13. Sozialversicherungsrecht - SV -

14. Versorgungsrecht- V-

15. Verwaltungskostenrecht- K-

16. Verwaltungskunde- VwK-

17. Verhalten am Arbeitsplatz - PV -

(2) Die fach theoretischen Lehrveranstaltungen um­
fassen mindestens 600 Stunden. 

§11 

Aufsichtsarbeiten, Lehrgangsnoten 

(1) lWährend des ersten fachtheoretischen Ausbil-. 
dungsabschnitts sind mindestens vier, während des 
zweiten fachtheoretischen Ausbildungsabschnitts 
mindestens acht Aufsichtsarbeiten zu fertigen. 2Dabei 
ist aus jedem Fach des § 10 Abs.1 (ausgenommen die 
Fächer 4, 15, und 17) mindestens eine Aufsichtsarbeit 

zu fertigen. 3Bei den Fächern 1 und 16 kann die Arbeit 
entfallen, wenn der Lehrstoff dieser Fächer in andere 
Aufsichtsarbeiten einbezogen wird. 4Für die Bewer­
tung gelten die Vorschriften der Allgemeinen Prü­
fungsordnung, ausgenommen § 21 APO, entsprechend 
mit der Maßgabe, daß an Stelle des Prüfungsausschus­
ses der Leiter der Landesfinanzschule Bayern oder die 
von ihm beauftragte Lehrperson entscheidet. 

(2) 1 In den Ausbildungsfächern, in denen Aufsichts­
arbeiten zu fertigen sind, werden am Ende eines jeden 
Ausbildungsabschnitts die Leistungen des Beamten 
auf Grund der Aufsichtsarbeiten von den Lehrperso­
nen benotet. 2Aus diesen Noten werden durch Berech­
nung des Durchschnitts die Lehrgangsnoten ermittelt; 
Ausbildungsfächer, für die der Unterrichtsplan weni­
ger als 20 Stunden vorsieht, bleiben dabei unberück­
sichtigt. 3§ 26 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

Abschnitt III 

Berufspraktische Ausbildung 

§ 12 

Grundsätze für die berufspraktische 
Ausbildung 

(1) In der berufspraktischen Ausbildung soll der Be­
amte die Fähigkeit und Sicherheit zur selbständigen 
Berufsausübung entwickeln. 

(2) IDas Ausbildungsziel bestimmt Inhalt und Um­
fang der dem Beamten zu übertragenden Arbeiten. 
2Der Beamte soll, soweit dies mit dem Ausbildungs­
stand und mit den organisatorischen Möglichkeiten 
der Ausbildungsbehörde vereinbar ist, Einzelfälle des 
Geschäftsablaufs und der sonstigen beruflichen Tätig­
keit selbständig behandeln. 3Die Beschäftigung des 
Beamten muß dabei einer vielseitigen und gründli­
chen Ausbildung dienen. 4Zur Vertretung und Aushilfe 
darf er vor Beginn der Anstellungsprüfung nur aus­
nahmsweise und kurzfristig herangezogen werden. 

§ 13 

Dienstbegleitende Lehrveranstaltungen 

lWährend der berufspraktischen Ausbildung sind 
dienstbegleitende Lehrveranstaltungen abzuhalten, in 
denen der Beamte sein Fachwissen erweitern und bei 
der Lösung praktischer Fälle anwenden sowie Ar­
beits- und Entscheidungstechniken einüben kann. 
2Der Beamte soll auch mit den Beihilfevorschriften, 
dem Reisekosten- und Umzugskostenrecht, .den 
Dienst- und Werkdienstwohnungsvorschriften ver­
traut gemacht werden und einen Vortrag über die Auf­
gaben der Vermessungsverwaltung erhalten. 3Die 
dienstbegleitenden Lehrveranstaltungen umfassen 
mindestens 200 Stunden. 4Es sind mindestens neun 
Aufsichtsarbeiten abzuhalten. 5Die Arbeiten sind zu 
bewerten und zu besprechen. 6Für die Bewertung gel­
ten die Vorschriften der Allgemeinen Priifungsord­
nung, ausgenommen § 21 APO, entsprechend mit der 
Maßgabe, daß an Stelle des Prüfungsausschusses der 
Ausbildungsleiter oder die von ihm beauftragte Lehr­
person entscheidet. 

§ 14 

Beurteilung 

(1) IVor Beginn der Anstellungsprüfung hat der Lei­
ter der Ausbildungsbehörde, bei der der Beamte wäh-
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rend des Vorbereitungsdienstes (Einführungszeit) tat­
sächlich eingegliedert war, auf Vorschlag des Ausbil­
dungsleiters eine zusammenfassende Beurteilung ab­
zugeben. 2Die weiteren Ausbildungsbehörden sind zu 
beteiligen. 

(2) I In der Beurteilung ist festzustellen, ob der Be­
amte das Ziel der berufspraktischen Ausbildung er­
reicht hat. 2Dabei sind auch die Stellungnahmen der 
Beschäftigten, die die Ausbildung am Arbeitsplatz und 
die dienstbegleitenden Lehrveranstaltungen durchge­
führt haben, zu berücksichtigen. 

Dritter Teil 

Aufstieg 

§ 15 

Zulassungsverfahren 

Um eine objektive Auswahl unter den Beamten des 
einfachen Dienstes, die zum Aufstieg in die Laufbahn 
des mittleren" Dienstes zugelassen werden möchten, zu 
gewährleisten, wird ein Zulassungsverfahren durch­
geführt .. 

§ 16 

Zuständigkeit, 
öffentliche Bekanntmachung 

(1) Die Bezirksfinanzdirektion Ansbach führt das 
Zulassungsverfahren bei Bedarf durch. 

(2) IDas Staatsministerium der Finanzen gibt den 
Termin und die Meldefristen für das Zulassungsver­
fahren durch Veröffentlichung im Amtsblatt rechtzei­
tig bekannt. 21n der Bekanntmachung soll festgelegt 
werden, wieviele Beamte zum Aufstieg zugelassen 
werden. 

§17 

Meldung 

(1) IBeamte, die die Voraussetzungen für den Auf­
stieg nach § 33 Abs. 1 Lb Verfüllen, können sich zur 
Teilnahme am Zulassungsverfahren auf dem Dienst­
weg melden. 2Der Meldung ist ein Nachweis über die 
Erfüllung der Voraussetzungen beizufügen. 

(2) Die Beamten können mehrmals, höchstens je- · 
doch insgesamt dreimal, am Zulassungsverfahren teil­
nehmen. 

§ 18 

Inhalt und Gestaltung des 
Zulassungsverfahren~ 

(1) Die Teilnehmer am Zulassungsverfahren haben 
unter Aufsicht eine Erörterung anzufertigen, in der sie 
insbesondere Fragen aus dem Bereich der politischen 
Bildung und dem Zeitgeschehen bearbeiten sollen. 

(2) Die Arbeitszeit beträgt 2 Stunden. 

(3) IBei der Durchführung des Zulassungsverfah­
rens und bei der Bewertung der Aufgaben sind die 
§§ 21 ff. und die Vorschriften der Allgemeinen Prü-

fungsordnung entsprechend anzuwenden. 2Bei der Be­
wertung der Aufgaben ist die sprachliche Befähigung 
angemessen zu berücksichtigen. 

§ 19 

Ergebnis des Zulassungsverfahrens, 
Rangliste 

(1) Das Zulassungsverfahren ist erfolgreich abge­
schlossen, wenn mindestens die Note "ausreichend" 
erreicht wird. 

(2) lAuf Grund der Note erstellt die Bezirksfinanzdi­
rektion Ansbach eine Rangliste der Teilnehmer, die 
das Zulassungsverfahren erfolgreich abgeschlossen 
haben. 2Teilnehmer mit der gleichen Note erhalten 
den gleichen Rang. 

§20 

Auswahl der Bewerber im Zulassungsverfahren 

I Die Zulassung zum Aufstieg erfolgt nach Bedarf. 
2Über die Auswahl der Bewerber entscheidet unbe­
schadet der laufbahnrechtlichen Voraussetzungen die 
Rangliste. 

Vierter Teil 

Anstellungsprüfung 

Abschnitt I 

Prüfungsorgane 

§21 

Durchführung der Anstellungsprüfung 

Die Anstellungsprüfung wird vom Staatsministe­
rium der Finanzen durch die Prüfungsorgane (Prü­
fungsausschuß, Vorsitzender des Prüfungsausschus­
ses, Prüfer oder Prüfungskommission für die mündli­
che Prüfung) durchgeführt. 

§22 

Bestellung und Zusammensetzung des 
Prüfungsausschusses 

(1) Das Staatsministerium der Finanzen bestellt ei­
nen Prüfungsausschuß. 

(2) IDer Prüfungsausschuß besteht aus dem Ausbil­
dungsreferenten des Staatsministeriums der Finan­
zen als Vorsitzendem und mindestens zwei Beamten 
des höheren oder des gehobenen Dienstes als weiteren 
Mitgliedern. 2Eines der weiteren Mitglieder soll haupt­
amtliche Lehrkraft an der Landesfinanzschule Bayern 
sein. 3Jedes Mitglied hat mindestens einen Stellvertre­
ter. 

§23 

Prüfungskommission für die mündliche Prüfung 

(1) Zur Abnahme der mündlichen Prüfung werden 
eine oder mehrere Prüfungskommissionen gebildet. 

(2) Jede Prüfungskommission besteht aus einem Be­
amten des höheren Dienstes als Vorsitzendem und 
zwei Beamten des höheren oder des gehobenen Dien­
stes als weiteren Mitgliedern. 
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Abschnitt 11 

Prüfungsgrundsätze und Prüfungsanforderungen 

§24 

Gestaltung der Anstellungsprüfung 

Die Anstellungsprüfung besteht aus einem schriftli­
chen und einem mündlichen Prüfungsabschnitt. 

§25 

Gegenstand der Anstellungsprüfung 

(1) Gegenstand der Anstellungsprüfung sind alle 
Ausbildungsfächer. 

(2) I In erster Linie ist das den Lehrplänen entspre­
chende Grundlagen- und Methodenwissen zu prüfen. 
2Am Ra nde liegendes Einzelwissen soll nicht Schwer­
punkt einer Prüfungsaufgabe sein. 3In einzelne n Prü­
fungsfächern können die Aufgaben auch fächerüber­
greifend gestaltet werden, wenn dies den Gegebenhei­
ten der Praxis entspricht. 

§26 

Schriftliche Prüfung 

(1) IIn der Anstellungsprüfung sind fünf Aufsichts­
arbeiten aus folgenden Gebieten anzufertigen: 

1. Beamten- und Besoldungsrecht, 

2. Haushaltsrecht, Kassen- und Rechnungswesen, 

3. Tarifrecht mit Sozialversicherungsrecht, 

4. Versorgungsrecht und Lohnsteuerabzug, 

5. Staats- und Verwaltungskunde. 

2Die Aufgabe aus dem Haushaltsrecht, Kassen- und 
Rechnungswesen ist als Doppelaufgabe auszugestal­
ten. 3Die Arbeitszeit beträgt für die Doppelaufgabe 
fünf Zeitstunden, für die übrigen Aufgaben je drei 
Zeitstunden. 

(2) An einem Prüfungstag darf nur eine Aufsichtsar­
beit gestellt werden. 

(3) Die zugelassenen Hilfsmittel bestimmt das 
Staatsministerium der Finanzen. 

(4) IDie Gesamtnote der schriftlichen Prüfung wird 
aus der Summe der für die einzelnen Prüfungsarbei­
ten gegebenen Noten geteilt durch sechs ermittelt; die 
Note der Doppelaufgabe zählt dabei zweifach. 2Die Ge­
samtnote ist auf zwei Dezimalstellen zu berechnen, die 
dritte Dezimalstelle bleibt unberücksichtigt. 

§ 27 

Mündliche Prüfung 

(1) IFür die mündliche Prüfung ist eine durch­
schnittliche Gesamtprüfungsdauer von 30 Minuten für 
jeden Beamten vorzusehen. 2Es werden Gruppen von 
nicht mehr als fünf Beamten geprüft. 3Bei mehr als 
drei Prüfungsteilnehmern soll die mündliche Prüfung 
durch eine angemessene Pause unterbrochen werden, 
wenn einer der Prüfungsteilnehmer es wünscht oder 
der Vorsitzende dies aus sonstigen Gründen für 
zweckmäßig hält. 

(2) IIn der mündlichen Prüfung sind drei Einzelno­
ten zu erteilen. 2Die Gesamtnote der mündlichen Prü­
fung ergibt sich aus der Summe der Einzelnoten, ge­
teilt durch drei. 3§ 26 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

Abschnitt 111 

Prüfungsverfahren 

§ 28 

Zulassung zur Prüfung 

Die Entscheidung über die Zulassung zur Prüfung 
trifft im Auftrag des Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses die Bezirksfinanzdirektion Ansbach. 

§ 29 

Gesamtprüfungsnote 

(1) IDie Gesamtprüfungsnote wird dadurch ermit­
telt, daß die Summe aus 

1. der verneunfachten Gesamtnote der schriftlichen 
Prüfung (§ 26 Abs. 4), 

2. der verdreifachten Gesamtnote der mündlichen 
Prüfung (§ 27 Abs. 2), 

3. der verdoppelten Lehrgangsnote für den zweiten 
fachtheoretischen Ausbildungsabschnitt und 

4. der Lehrgangsnote für den ersten fachtheoretischen 
Ausbildungsabschnitt 

durch fünfzehn geteilt wird. 2§ 26 Abs. 4 Satz 2 ist anzu­
wenden. 3Wird ein Abschnitt der fachtheoretischen 
Ausbildung im Rahmen eines verlängerten Vorberei­
tungsdienstes (Einführungszeit) wiederholt, gilt die 
Lehrgangsnote aus dem Wiederholungslehrgang. 

(2) Die Anstellungsprüfung ist nicht bestanden, 
wenn 

1. die Gesamtnote der schriftlichen Prüfung schlechter 
als "ausreichend" ist oder 

2. nicht wenigstens die Hälfte der gefertigten schriftli­
chen Prüfungsarbeiten mindestens mit "ausrei­
chend" bewertet worden sind (Die Note der Doppel­
aufgabe zählt dabei einfach.) oder 

3. die Gesamtnote aus 
- der verdreifachten Gesamtnote der schriftlichen 

Prüfung und 
- der Gesamtnote der mündlichen Prüfung 
durch vier geteilt schlechter als "ausreichend" ist 
oder 

4. die Gesamtprüfungsnote schlechter als "ausrei­
chend" ist. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nrn. 1 und 2 ist der 
Beamte von der mündlichen Prüfung ausgeschlossen. 

§30 

Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 

(1) Die Bezirksfinanzdirektion Ansbach gibt im Auf­
trag des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses jedem 
Prüfungsteilnehmer das Ergebnis der schriftlichen 
Prüfung (Einzelnoten und Gesamtnoten) bekannt. 

(2) Der Vorsitzende der Prüfungskommission für die 
mündliche Prüfung gibt dem Prüfungsteilnehmer un­
mittelbar nach der Feststellung des Prüfungsergeb­
nisses die Einzelnoten und die Gesamtnote der münd­
lichen Prüfung sowie die Gesamtprüfungsnote be­
kannt. 

(3) IJeder Prüfungsteilnehmer erhält über die er­
folgreich abgelegte Anstellungsprüfung ein Prüfungs­
zeugnis. 2Über die nicht bestandene Anstellungsprü­
fung erhält der Prüfungsteilnehmer einen begründe­
ten Bescheid. 
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(4) lAuf schriftlichen Antrag wird dem Prüfungsteil­
nehmer Einsicht in seine Prüfungsarbeiten gewährt. 
2Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Bekannt­
gabe des Prüfungsergebnisses an die Bezirksfinanzdi­
rektion Ansbach zu richten. 

§ 31 

Platzziffer 

(1) IFür jeden Prüfungsteilnehmer, de r die Anstel­
lungsprüfung bestanden hat, ist eine Platzziffer fest­
zusetzen. 2Sie wird aus der Gesamtprüfungs note er­
rechnet. 3Bei gleicher Gesamtprüfungsnote erhält der 
Prüfungsteilnehmer mit der besseren Gesamtnote in 
der schriftlichen Prüfung die niedrigere Platzziffer; 
bei gleicher Gesamtnote in der schriftlichen Prüfung 
wird die gleiche Platzziffer erteilt. 4In diesem Fall er­
hält der nächstfolgende Prüfungsteilnehmer die Platz­
ziffer, die sich ergibt, wenn die mehreren gleichen 
Platzziffern fortlaufend weitergezählt werden. 

(2) I Bei der Bekanntgabe der erreichten Platzziffer 
wird angegeben, wieviele Prüfungsteilnehmer sich der 
Anstellungsprüfung unterzogen und wieviele die An­
stellungsprüfung bestanden haben. 2Wird die gleiche 
Platzziffer an mehrere Prüfungsteilnehmer erteilt, so 
ist auch deren Zahl anzugeben. 

§ 32 

Verlängerter Vorbereitungsdienst 

Der Antrag auf erneute Aufnahme in den Vorberei­
tungsdienst und in das Beamtenverhältnis auf Wider­
ruf beziehungsweise auf Verlängerung der Einfüh­
rungszeit ist spätestens bis zum Ablauf eines Monats 
nach der Aushändigung oder der Zustellung des Be­
scheids nach § 30 Abs. 3 Satz 2 bei der Ausbildungsbe­
hörde einzureichen. 

§33 

Wiederholung zur Notenverbesserung 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Anstellungsprü­
fung zum Zweck der Notenverbesserung ist innerhalb 
von drei Monaten nach dem Tag der mündlichen Prü­
fung beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 

(2) I Der Prüfungsteilnehmer erhält das Zeugnis 
über die Wiederholungsprüfung nur, wenn er das 
Zeugnis über die erste Prüfung vorlegt. 2Auf diesem 
wird vermerkt, in welchem Termin die Anstellungs­
prüfung wiederholt wurde. 

Fünfter Teil 

tlbergangs- und Schlußvorschriften 

§34 

Inkrafttrete n , Auße rkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 1984 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig trete n außer Kraft: 

1. die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsord­
nung für den mittleren und den gehobenen nicht­
technischen Staatsfinanzdienst in Bayern (ZAPO/ 
StF) vom 9. September 1975 (BayRS 2038-3-5-4-F, 
GVBI S. 324), geändert durch Verordnung vom 
29. Juli 1982 (GVBI S. 562), und 

2. die Verordnung über den Aufstieg in den mittleren 
und in den gehobenen nichttechnischen Staatsfi­
nanzdienst in Bayern (AufstVO-StF) vom 5. Juni 
1981 (BayRS 2030-2-12-F, GVBl S. 227), geändert 
durch Verordnung vom 29. Juli 1982 (GVBI S. 562). 

§ 35 

Übergangsregelung 

Die Ausbildung beziehungsweise die Einführung 
von Beamten, die vor dem 1. August 1984 begonnen hat, 
richtet sich nach der Zulassungs-, Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den mittleren und den gehoben­
en nichttechnischen Staatsfinanzdienst in Bayern 
(ZAPO/StF) vom 9. September 1975 (BayRS 2038-3-5-
4-F, GVBI S. 324). 

München, den 18. April 1984 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Max <; t r e i b I , Staatsminister 
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2210-8-2-4-K 

Erste Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Festsetzung von Curricularnormwerten 
Vom 15. Mai 1984 

Auf Grund des Art. 7 Abs. 3 Satz 6 und Abs. 6 des 
Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplätzen 
vom 23. Juni 1978 (GVBI S. 769, BayRS 2210-8-1-K) so­
wie Art. 10 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplätzen 
vom 23. November 1979 (GVBI S. 363, BayRS 2210-8-2-
K) erläßt das Bayerische Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus folgende Verordnung: 

§1 

Die Anlage zur Verordnung zur Festsetzung von 
Curricularnormwerten vom 27. Juni 1983 (GVBI S. 388, 
BayRS 2210-8-2-4-K) wird wie folgt geändert: 

1. In Abschnitt "C Aufbaustudiengänge" wird die lfd. 
Nr. "C 03" durch die lfd. Nr. "C 04" ersetzt und nach 
der lfd. Nr. C 02 eingefügt: "C 03 Aufbaustudium 
Sportrecht und Sportverwaltung 1,0". 

2. Abschnitt D erhält folgende Fassung: 

Fachhochschulstudienginge3) 

Architektur 
Bauingenieurwesen 
Betriebswirtschaft (einschließlich Tourismus) 
Druckereitechnik 
Elektrotechnik 
Fahrzeugtechnik 
Feinwerktechnik 
Forstwirtschaft 
Gartenbau 
Holztechnik 
Informatik 
Innenarchitektur 
Landwirtschaft 
Landespflege 
Maschinenbau 
Physikalische Technik 
Sozialwesen 
Technische Chemie 
Verfahrenstechnik 
Vermessungswesen (einschließlich Kartographie) 
Versorgungstechnik 
Wirtschaftsingenieurwesen 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1984 
in Kraft. 

München, den 15. Mai 1984 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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2210-8-5-K 

Fünfte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die befristete Immatrikulation und 
das Weiterstudium von Studenten 

an Hochschulen mit Teilstudiengängen 

Vom 15. Mai 1984 

Auf Grund des Art. 53 Abs. 5 des Bayerischen Hoch­
schulgesetzes erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus folgende Verordnung: 

§1 

In § 2 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung über die befriste­
te Immatrikulation und das Weiterstudium von Stu­
denten an Hochschulen mit Teilstudiengängen vom 
15. September 1977 (GVBl S. 503, BayRS 2210-8-5-K), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 29. Juni 1982 
(GVBI S. 417), wird . 

1. in Nummer 2 die Zahl .. 41" durch die Zahl .. 10" und 

2. in Nummer 3 die Zahl .. 35" durch die Zahl .. 66" 

ersetzt. 

§2 

IDiese Verordnung tritt am 1. Juni 1984 in Kraft. 2Sie 
gilt erstmals für das Wintersemester 1984/85. 

München, den 15. Ma i 1984 

Bayerisches Staatsmin isterium 
für Unterricht und Ku ltus 

Prof. Hans Ma i e r, Staatsminister 
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2210-8-2-2-K 

Achte Verordnung 
zur Änderung der 

Hochschulvergabeverordnung 

Vom 18. Mai 1984 

Auf Grund von Art. 4 Abs. 1, Art. 8 Abs. 1 und Art. 10 
Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertra­
ges über die Vergabe von Studienplätzen vom 23. No­
vember 1979 (GVBI S. 363, BayRS 2210-8-2-K) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus folgende Verordnung: 

§1 

Die Verordnung über die Vergabe von Studienplät­
zen durch die Hoc.hschulen (Hochschulvergabeverord­
nung - HSch VV) vom 20. Juni 1980 (GVBI S. 292, BayRS 
2210-8-2-2-K), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
2. Dezember 1983 (GVBI S. 1116), wird wie folgt geän­
dert: 

1. In § 1 Satz 1 wird bei Nummer 3 das Wort "und" 
durch ein Komma ersetzt, bei Nummer 4 der Punkt 
durch das Wort "und" ersetzt und folgende Nummer 
5 eingefügt: 

,,5: an Studienanfänger in einem sich auf alle staatli­
. chen Hochschulen beziehenden besonderen Ver­
teilungsverfahren mit zentraler Registrierung 
aller Zulassungsanträge." 

2. § 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Die Vergabeverfahren und die Verfahrensart für 
die Vergabe von Studienplätzen an Studienanfänger 
nach dieser Verordnung sind in Anlage 1 festgelegt." 

3. In § 3 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Worten "Institut 
zur Erlangung der Hochschulreife (Kolleg)" nach ei­
nem Komma die Worte "am Studienkolleg bei den 
Fachhochschulen in Bayern" eingefügt. 

4. In § 3 Abs. 3 Satz 1 wird nach "Nr. 1" eingefügt: "oder 
Nr. 5". 

5. In § 12 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 werden nach dem 
Wort "eingeschrieben" die Worte "sind oder" einge­
fügt. 

6. § 13 erhält folgende Fassung: 

,,§ 13 
Landesweites Auswahlverfahren 

Für das Verfahren nach § 1 Satz 1 Nr. 1 gilt folgen­
des: 

1. Bewerbern, die an einer der benannten Hoch­
schulen zugelassen werden können, erteilt diese 
Hochschule den Zulassungsbescheid. Der Zulas­
sungsbescheid gilt zugleich als Ablehnungsbe­
scheid für die vorrangig benannten Hochschulen. 

2. Bewerbern, denen kein St~dienplatz zugewiesen 
werden kann, wird von der Hochschule, bei der sie 
den Zulassungsantrag eingereicht haben, ein Ab­

.lehnungsbescheid erteilt. Der Bescheid gilt zu­
gleich als Ablehnungsbescheid für die nachrangig 
benannten Hochschulen. 

3. An einem Nachrückverfahren nehmen nur Be­
werber teil, denen im Hauptverfahren oder in ei­
nem früher durchgeführten Nachrückverfahren 
kein Studienplatz zugewiesen werden konnte. 

4. An einem zweiten oder weiteren Nachrückverfah­
.fen nehmen Bewerber nur an der Hochschule teil, 
bei der sie den Zulassungsantrag eingereicht 
haben." 

7. § 14 erhältfolgende Fassung: 

,,§ 14 
Verteilungsgrundsätze 

(1) Nach Maßgabe der Anlage 1 findet entweder 
ein auf die dort genannte einzelne Hochschule oder 
- beschränkt auf die Fachhochschulstudiengänge -
ein auf alle staatlichen Hochschulen bezogenes be­
sonderes Verteilungsverfahren statt. Das Verfahren 
richtet sich nach den für das besondere Verteilungs­
verfahren geltenden Vorschriften der Vergabever­
ordnung ZVS, soweit in dieser Verordnung nichts 
anderes bestimmt ist. 

(2) Bewerber, die die Zulassung an einer Hoch­
schule in einem Studiengang beantragt haben, in 
dem ein auf diese Hochschule bezogenes besonderes 
Verteilungsverfahren stattfindet, werden im Rah­
men der festgesetzten Zulassungs zahlen an dieser 
Hochschule zugelassen. Bewerbern, die in einem 
solchen Verfahren nicht zugelassen werden können, 
wird mit dem Ablehnungsbescheid mitgeteilt, an 
welchen anderen staatlichen Hochschulen der ge­
wünschte Studiengang ohne vorherige Zuteilung ei­
nes Studienplatzes aufgenommen werden kann. So­
weit an den benannten Hochschulen für diesen Stu­
diengang eine Voranmeldung innerhalb einer be­
stimmten Frist vorgeschrieben ist, wird im Bescheid 
eine Frist bestimmt, die an die Stelle der Voranmel­
defrist tritt. Besteht an der benannten Hochschule 
in diesem Studiengang keine Voranmeldefrist, wird 
im Bescheid mitgeteilt, binnen welcher Fristen die 
Immatrikulation zu erfolgen hat. 

(3) Bei einem sich auf alle staatlichen Hochschu­
len beziehenden besonderen Verteilungsverfahren 
erläßt den Zulassungs bescheid die Hochschule, an 
der der Studienbewerber zugelassen wird. Der Zu­
lassungsbescheid gilt zugleich als Ablehnungsbe­
scheid für die vorrangig benannten Hochschulen. 

(4) Für Fachhochschulstudiengänge tritt bei der 
Zuordnung der bayerischen Kreise und kreisfreien 
Städte zu den einzelnen Studienorten nach § 6 Abs. 1 
Satz 2 Vergabeverordnung ZVS an die Stelle der 
Aufstellung für das Land Bayern der Anlage 2 zur 
Vergabeverordnung ZVS die Anlage 2 dieser Verord­
nung." 
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8. Die Anlage 1 erhält folgende Fassung: 
"Anlage" 

Vergabeverfahren für Studienanfänger nach § 1 
a) Studiengänge an wissenschaftlichen Hochschulen 

(ohne Fachhochschulstudiengänge ) 

Hochschulen 
~ tlO Q) 

..<: .... 
tlO tlO ..<: 'tlO ~ u ;:::l tlO .... .... +' ~ .... 

Q) ~ .0 ..... 
;:::l ;:::l Q) Q) CIl ;:::l 

.0 
Q) tlO.o ..<: :;:::l ;:::l 

~ .0 .0 Q) u «S 
CIl 

S .... ~ ~ 
~ ::E CIl Q) N 

tlO >, «S .... CIl tlO .... 
;:::l «S «S 0:: : ;:::l :;:::l ::> «S Q) :;:::l 

Studiengang < t:Q t:Q rilZ ::E E-< 0.. 0::: ~ 

Beratungslehrer Erweiterungsstudium 3*) 

Biologie Lehrämter 2*) 2*) 2*) 2*) 2*) 2*) 

Chemie Diplom/Lehrämter 3*) 3*) 

Chemieingenieurwesen Diplom 2*) 

Denkmalpflege Aufbaustudium 2*) 

Didaktik der Grundschule 
Lehramt Grundschule 3*) 

Sonderschule 3*) 

Elektrotechnik Diplom 3*) 

Ernährungs- und Hauswirtschaftswissenschaft. 
Lehramt an beruflichen Schulen 2*) 

Fertigungstechnik Diplom 2*) 

Gartenbauwissenschaft Diplom 2*) 

Geologie Diplom 2 2*) 2*) 2*) 

Geoökologie Diplom 2*) 

Journalistik Diplom 2*) 

Kunstgeschichte Magister 3 3*) 

Landespflege Diplom 2*) 

Schulpsychologie Erweiterungsstudium 3*) 3*) 

Sonderpädagogik Magister 2*) 

Sonderpädagogische Fachrichtungen 
Lehramt an Sonderschulen 2*) 2 

Sonderpädagogische Qualifikationen 
Erweiterungsfach 2*) 2 

Sportrecht und Sportverwaltung Aufbaustudium 2*) 

Städtebauliches Aufbaustudium 2*) 

Theaterwissenschaften Magister 2 2*) 

Wirtschaftspädagogik Diplom 3 

Wirtschaftswissenschaften Lehramt an Gymnasien 3 

Zeihmgswissenschaften Magister 2*) 

*) Studienanfänger werden nur im Wintersemester zugelassen 
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b) Fachhochschulstudienginge 

(Studienanfänger werden nur im Wintersemester zugelassen) 

Hochschulen 
s:: 
«I 

b.O ..d ... Ei 0. I 
b.O s:: +' s:: b.O ;:l 

·w $ b.O ... 
$ 

;:l <Il ... .0 '" "'t: +' ;:l b.O ..d ..d <Il '" ..d I: .5,8 :«1 .0 ... 0. '" 0 .0 I: I: <Il 
:;~ '" ;:l Ei '0 I: I: <Il Q) ..d ~ I: b.O .0 I: :;:l ... b.O '" ·w :;:l ·w ... <Il 

~ 0 Q) «I :;:l Q) 0 Q).o 
U ::.::: . ...:l ~ Z Il:: Il:: ~ ~~ .~ Ei 

= = = = = = = = = =0 1:«1 
Studiengang rz.. rz.. rz.. rz.. rz.. rz.. rz.. rz.. rz.. rz..CI) ;:Ja:l 

Architektur 1 1 1 1 1 1 

Bauingenieurwesen 4 4 4 4 4 4 

Betriebswirtschaft 
- Studien richtung 

Betriebswirtschaft 4 4 4 4 4 4 4 4 4 

Betriebswirtschaft . 
- Studienrichtung Tourismus 2 

Druckereitechnik 2 

Elektrotechnik 4 4 4 4 4 4 4 4 

Fahrzeugtechnik 2 

Feinwerktechnik 2 2 

Forstwirtschaft 2 

Gartenbau 2 

Holztechnik 2 

Informatik 1 1 

Innenarchitektur 2 

Landespflege 2 

Landwirtschaft 2 

Maschinenbau 4 4 4 4 4 4 4 4 

Physikalische Technik 2 

Sozialwesen 1 1 1 1 1 1 

Technische Chemie 2 

Verfahrenstechnik 2 

Versorgungstechnik 2 

Wirtschaftsingenieurwesen 
- grundständiges Studium 4 4 4 

Erläuterungen: 

1 = landesweitesAuswahlverfahren nach § 1 Satz 1 Nr. 1 
2 = örtliches Auswahlverfahren nach § 1 Satz 1 Nr.2 
3 = örtliches Verteilungsverfahren nach § 1 Satz 1 Nr. 4 
4 = landesweites Verteilungsverfahren nach § 1 Satz 1 Nr. 5" 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1984 in Kraft. 

München, den 18. Mai 1984 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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-Berichtigung 

2231-1-6-K 

Die Verordnung über Bau, Beschaffenheit und Aus­
stattung anerkannter Kindergärten (6. DVBayKiG) 
vom 7. März 1984 (GVBI S. 88, BayRS 2231-1-6-K) wird 
wie folgt berichtigt: 

In § 7 Abs. 2 muß es statt ,,§§ 3 und 4" richtig ,,§§ 2 und 3" 
heißen. 

München, den 13. April 1984 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Im Auftrag 

S c h ulk e , Ministerialdirigent 
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